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Genderdimensionen der neuen EU Economic 
Governance
Maskuline Steuerungsmechanismen und feminisierte Kosten-  
und Risikoabwälzung 1

Elisabeth Klatzer, Christa Schlager

Innerhalb der EU kommt es im Lichte der Krise zu einem bedeutenden Um- und 
Ausbau der wirtschaftspolitischen Steuerung. Dieser Umbau wird von den europä-
ischen Institutionen, insbesondere Europäische Kommission (EK), Rat der Wirt-
schafts- und Finanzminister (ECOFIN) sowie dem Präsidenten des Europäischen 
Rates (Van Rompuy) und einzelnen Mitgliedstaaten (MS), insbesondere Deutschland 
und Frankreich, rasch und gezielt vorangetrieben. Die öffentliche Beteiligung daran 
ist marginal und die öffentliche Diskussion befasst sich, soweit überhaupt, mit Ne-
benschauplätzen (z. B. Euro Plus Pakt) oder einzelnen Aspekten wie der Griechen-
landkrise. Wirtschafts-, demokratie- und sozialpolitische Auswirkungen der neuen 
Economic Governance bekommen wenig Aufmerksamkeit. Das beherrschende The-
ma ist nicht die still vorangetriebene neoliberale Revolution im Rahmen der neuen 
Economic Governance (vgl. Klatzer/Schlager 2011a), sondern der Fokus der Öffent-
lichkeit wird auf den krisenbedingten Anstieg der Defizite und möglichst raschen 
Abbau der Verschuldung gelenkt. Dabei wird der Ursache-Wirkungszusammenhang 
auf den Kopf gestellt und Staaten werden als Verbraucher, die »über ihre Verhältnisse 
gelebt haben«, angeprangert. 23 Staaten befinden sich im Jänner 2012 in einem De-
fizitverfahren gemäß Stabilitäts- und Wachstumspakt. Verstärkt wird der einseitige 
Blick auf das Thema durch die von EK, Deutschland und Frankreich (»Merkozy«) 
forcierte europäische Linie, dass durch fiskalische Austerität das »Vertrauen der Fi-
nanzmärkte« wiedergewonnen werden müsse. 

Die unablässige Diskussion über Schuldenbremse und Sparpakete verdeckt die 
systemischen Ursachen der Krise, die bisherigen Folgewirkungen und vor allem 
auch den Blick auf die nötige Abkehr von den vorherrschenden Paradigmen der 
Marktgläubigkeit, des monetaristischen Tunnelblicks in Bezug auf Geldpolitik und 
der einseitigen Wettbewerbsorientierung. Es gibt ständig »Gipfel« zu Rettungsmaß-
nahmen, wobei immer deutlicher wird, dass eigentlich die Banken und nicht die 
Staaten primäres Ziel der Rettung sind. Europa steht Anfang 2012 vor einer Stagnati-
on, steigender Arbeitslosigkeit und Armut und ist damit von der Erreichung der EU 
2020 Ziele Lichtjahre entfernt. Die sozialen Folgen der Wirtschafts- und Finanzkrise 
und der Austeritätspolitik auf die Bevölkerung werden weiterhin ausgeblendet. 

Praktisch nicht vorhanden in der öffentlichen Diskussion und noch weniger bei 
den Entscheidungsverantwortlichen ist die Frage, ob bzw. welche geschlechterpoli-
tischen Implikationen mit der neuen Economic Governance verbunden sind. Dieser 
Aspekt ist das Kernthema des vorliegenden Artikels. Intendiert ist es, einen Über-
blick über die Genderdimensionen der Economic Governance zu geben und eine 
Debatte darüber anzustoßen. 
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So notwendig und wertvoll die Analyse von Austeritätsprogrammen ist, weil es 
doch beträchtliche länderspezifische Unterschiede gibt, so zeigt sich doch, dass sich 
eine Gender Analyse nicht nur auf die Bewertung von einzelnen konkreten Spar-
maßnahmen beschränken darf bzw. kann, sondern dass es gleichfalls darum geht, 
eine Analyse der gesamten Makropolitik vorzunehmen. 

Dieser Ansatz wurde bereits seit den Anfängen des Gender Budgeting vertreten. 
Kritik an den neoliberalen Strukturanpassungsprogrammen des globalen Südens in 
den 1980 er und 1990 er Jahren haben interessante Studien und neue Einsichten über 
die geschlechterpolitischen Implikationen (Gender Impact) makroökonomischer 
Politik hervorgebracht. Diese Erkenntnisse haben aber bislang wenig Widerhall in 
der Wirtschaftspolitik oder bei konventionellen ÖkonomInnen gefunden, deren 
»Geschlechterblindheit« weiterhin gleichstellungspolitisch besorgniserregend und 
ökonomisch bedenklich ist. 

Eine Schlüsselkategorie der Analyse makroökonomischer Zusammenhänge aus 
Genderperspektive ist die Einbeziehung der »reproductive economy« (vgl. Elson 
1994 : 4). Ein substanzieller Teil der Arbeitszeit von Frauen wird unbezahlt geleistet, 
diese Tätigkeiten stellen aber eine unerlässliche Voraussetzung für das Funktionie-
ren der Wirtschaft dar. »This omission of the activities from macroeconomic inquiry 
and, by extension, policy, is not simply an omission based on complexities of meas-
urement ; rather, it reflects assumptions built into this model that exclude women’s 
time in unpaid work as a used economic resource. It also increasingly masks the ex-
ploitative extraction of care resources that results from decisions taken by individu-
als in the North and South in response to the economic conditions and imperatives 
they are facing.« (Lourdes Beneria, zitiert in Bakker 2011 : 47). 

Um den Blick von der Analyse und Bewertung einzelner Sparpakete auf Gender-
implikationen der makroökonomischen Politiken bzw. Regime auszuweiten, wird im 
nächsten Abschnitt ein Analyserahmen vorgestellt, der anschließend auf die Grund-
züge der Economic Governance auf EU Ebene angewendet wird.

Genderdimensionen makroökonomischer Governance

Die Analyse der Implikationen von makroökonomischer Governance bzw. von wirt-
schaftspolitischen Regeln und Rahmenbedingungen generell auf Geschlechterge-
rechtigkeit und Geschlechterverhältnisse umfasst eine Reihe analytischer Dimen-
sionen. Basierend auf einer wachsenden Literatur zu Gender und Makroökonomie 
(e. g. Bakker 1994, Bakker et al. 2011, Bettio/Smith 2008, Elson 2002, Elson/Cagatay 
2000, Elson/Warnecke 2011, Gubitzer 2006, Klatzer/Schlager 2011b, Löfström 2009, 
Williams 1994) wird hier ein analytischer Rahmen präsentiert, der die unterschied-
lichen Dimensionen integriert und systematisiert. 

Wesentliche Aspekte zur umfassenden Bewertung der Gleichstellungswirkungen 
von Economic Governance Mechanismen sind dabei : (1) Gender Bias von wirtschafts-
politischen Governance Mechanismen, (2) Gender Bias von wirtschaftspolitischen 
Zielen und Regeln, (3) Geschlechterimplikationen der Veränderungen von Staatlich-
keit bzw. öffentlichen Institutionen sowie (4) Auswirkungen auf Lebensbedingungen 
von Frauen und Männern bzw. bestimmten Gruppen von Frauen und Männern. 

Nicht nur Auswirkungen von Wirtschaftspolitik auf Geschlechterverhältnisse, 
sondern umgekehrt, Rückwirkungen der jeweiligen Geschlechterverhältnisse auf 
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wirtschaftspolitische Entwicklungen, insbesondere makroökonomische Größen wie 
gesamtwirtschaftliche Nachfrage, Wachstum, Produktivität, Verteilung und Beschäf-
tigung sind ebenfalls zu berücksichtigen. Es ist eine implizite Annahme der herr-
schenden Konzeption, dass es keine Rückwirkungen von Geschlechterverhältnissen 
auf die makroökonomische Performance gebe. Der Stand der feministischen For-
schung dazu zeigt, dass die Wechselwirkungen in beide Richtungen gehen können. 
So weist Williams beispielsweise darauf hin, dass »women’s labour […] has been the 
great bulwark, stabilizing productivity growth in the world economy« (Williams 
1994 : 71 f). Die Unterbewertung und Unterbezahlung von Frauenarbeit, die den 
Kern der ökonomischen Unterordnung von Frauen darstellen, spielen demnach eine 
ganz entscheidende Rolle bei der Aufrechterhaltung des wirtschaftlichen Wachs-
tumsprozesses. Andererseits zeigen aber jüngere Studien für Europa, dass Verbes-
serungen in Sachen Gleichstellung zu höherem wirtschaftlichen Wachstum führen 
(Löfström 2009, Bettio/Smith 2008). 

Tabelle 1 gibt eine zusammenfassende Übersicht des analytischen Rahmens. 

Tabelle 1 :  Analytischer Rahmen : Gender Dimensionen von wirtschaftspolitischer Governance

 Analytische Dimensionen	 Aspekte der jeweiligen analytischen Dimension

Gender Bias 	 –  Institutionen
von wirtschaftspolitischen 	 –  Prozesse
Governance Mechanismen 	 –  Partizipation von Frauen und Männern 

Gender Bias 	 –  Geldwertstabilität/ Deflationsbias
wirtschaftspolitischer	 –  Männliches Ernährer Modell/ Patriarchatsbias
Ziele und Regeln	 –  Bias der Vermarktlichung	
	 –  Risikoindividualisierung
	 –  Kreditbias
	 –  Auslagerung von Stabilisierungsfunktionen

Geschlechterimplikationen 	 –  Beschäftigung im öffentlichen Sektor
der Veränderung 	 –  Größe des öffentlichen Sektors
von Staatlichkeit	 –  Auslagerungen / Privatisierungen
	 –  Öffentliche Dienstleistungen
	 –  Bereitstellung von Versorgungsleistungen (Care)
	 –  Wandelnde Rolle des Staates

Auswirkungen auf 	 –  Beschäftigung und Arbeitslosigkeit
Lebensbedingungen 	 –  Arbeitsbedingungen und Einkommen
von Frauen und Männern	 –  Armut, soziale Exklusion/Marginalisierung
	 –  Vermögensbildung und Überschuldung
	 –  Unbezahlte Arbeit und Care Arbeit
	 –  Rechtliche und gesellschaftliche Gleichstellung
	 –  Migration
	 –  Gewalt

Rückwirkungen von Geschlechterverhältnissen auf makroökonomische Performance

Im Folgenden können nur einzelne Aspekte dieser Genderdimensionen der neuen 
Economic Governance auf EU Ebene skizziert werden. Als Basis für diese Diskussion 
werden zunächst in Kapitel 3 die wesentlichen Elemente der neuen EU Economic 
Governance dargestellt.
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EU Economic Governance : Wirtschaftspolitische Koordinierung in der EU  
auf neuer Ebene

Inmitten der Banken- und Wirtschaftskrise hat ein bedeutender Umbau der wirt-
schaftspolitischen Koordinierung innerhalb der EU begonnen, der seit 2010 er-
staunlich rasch Gestalt annimmt, ohne dass es zu einer nennenswerten öffentlichen 
Diskussion darüber kommt. Neben den etablierten Mechanismen der wirtschafts-
politischen Koordinierung im Rahmen des Stabilitäts- und Wachstumspaktes, der 
Integrierten wirtschafts- und beschäftigungspolitischen Leitlinien sowie der wirt-
schaftspolitischen Gesamtstrategie, die nach der 2010 ausgelaufenen Lissabon Stra-
tegie nunmehr in der Europa 2020 Strategie zusammengefasst wurde, stellen sich 
die wesentlichen Elemente der neuen Economic Governance folgendermaßen dar :

(1)  Der Umbau des Stabilitäts- und Wachstumspaktes mit der Ausgabenregel im 
präventiven Arm, der Schuldenregel im korrektiven Arm und der Verschärfung der 
Sanktionen für Euroländer führt zu einseitigem Sparzwang und zur Verpflichtung 
zum raschen Abbau der Defizite weitgehend unabhängig von der konjunkturellen 
Situation. Die Stellung der EK wird gestärkt und quasi-automatische Sanktionen 
für Euroländer verstärken den Spardruck. Damit wird die Regelgebundenheit der 
Fiskalpolitik verstärkt und der Spielraum für budgetpolitische Gestaltung entschei-
dend verengt.

(2)  Die Einführung des neuen Prozesses der Makroökonomischen Überwachung 
mit dem Verfahren eines übermäßigen makroökonomischen Ungleichgewichtes 
und Vorgaben für wirtschaftspolitische Maßnahmen von europäischer Seite mit 
ebenfalls quasi-automatischen Sanktionen für Euroländer im Falle des Abweichens 
bedeutet eine entscheidende Stärkung der wirtschaftspolitischen Koordinierung. 
Der entscheidende Konstruktionsfehler und Angriff auf demokratisch legitimierte 
Wirtschaftspolitik ist dabei allerdings, dass die Definition darüber, was ein Ungleich-
gewicht darstellt und welche Maßnahmen zu treffen sind, den bürokratischen Me-
chanismen der neoliberal dominierten Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen 
(GD ECFIN) in der EK überlassen wird.

(3)  Die Einführung des Europäischen Semesters bringt eine enge ex-ante Koor-
dinierung und strikte Überwachung 2 der Budget- und Wirtschaftspolitik der EU-
Mitgliedstaaten mit sich, das die beiden oben genannten Prozesse und einseitig auf 
Wettbewerbsfähigkeit fokussierte Prioritätensetzungen im Rahmen des Euro-Plus 
Paktes zusammenbringt und starke Eingriffe der EK und des ECOFIN Rates in bud-
get- und wirtschaftspolitische Prioritätensetzungen der Mitgliedstaaten ermöglicht. 
Damit werden demokratiepolitisch legitimierte Entscheidungsprozesse auf MS Ebe-
ne de facto sehr eingeengt und in Richtung nachträglicher Absegnung von Vorgaben 
auf EU Ebene entwertet.

(4)  Beim Europäischen Rat im Dezember 2011 wurde beschlossen, einen völker-
rechtlichen Fiskalvertrag außerhalb der Verträge zu schließen, an dem alle MS außer 
Großbritannien und die Tschechische Republik beteiligt sind. In diesem »Treaty on 
the Stability, Coordination and Governance in the Economic and Monetary Union«3 
wird de facto ein Nulldefizit/Schuldenbremse (bzw. für viele Länder die Notwen-
digkeit zu Überschüssen) festgeschrieben : Das jährliche strukturelle Defizit muss 
unter 0,5 % des BIP bleiben (bei MS mit einem Schuldenstand unter 60 % liegt die 
Vorgabe bei unter 1 % des BIP) und ein entsprechender automatischer Korrekturme-
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chanismus bei Überschreiten muss eingeführt werden. Der Vertrag verpflichtet die 
MS, dies verfassungsrechtlich – oder vergleichbar – in nationales Recht umzusetzen 
und spricht dem EuGH die Kontrollbefugnis darüber zu. Weitere Bestimmungen 
betreffen die wirtschaftliche Konvergenz und den Eurogipfel mit Einführung eines 
gewählten Präsidenten.

(5)  In Form des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) wird durch völker-
rechtlichen Vertrag ein sogenannter permanenter »Rettungsschirm« eingerichtet. 
Der ESM ist eine neu zu schaffende Institution mit der Aufgabe, Finanzhilfen an 
MS – verbunden mit strikten Auflagen und makroökonomischen Anpassungspro-
grammen, verhandelt und kontrolliert von der EK – zu vergeben. Eurozonen-Fi-
nanzministerInnen haben den Vertrag verhandelt und sich selbst in entscheidende 
Positionen innerhalb des ESM gesetzt. Problematisch ist, dass der ESM strukturell 
so geschaffen wird, dass er völlig intransparent und abgeschottet von demokrati-
schen Institutionen handeln kann. Der ESM arbeitet eng mit dem Internationalen 
Währungsfonds (IWF) und der Europäischen Zentralbank (EZB) zusammen, das 
Europäische Parlament (EP) bleibt aber ausgeschlossen. Es gibt keinerlei Kontroll-
möglichkeiten durch das EP und es werden nicht reguläre Kontrollinstitutionen 
geschaffen, sondern der Verwaltungsrat, bestehend aus FinanzministerInnen kann 
sich sein Kontrollorgan selbst wählen. Damit wird der mit einer großen Machtfülle 
ausgestattete ESM abseits von rechtsstaatlichen Standards eingerichtet.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die neue Economic Governance von fol-
genden Charakteristika geprägt ist :
 –	 Regelgebundenheit auf hohem Niveau (die neuen Regeln auf EU Ebene haben 

de facto höhere Bestandskraft als Verfassungsgesetze auf nationaler Ebene, da 
Veränderungen schwieriger sind), 

 –	 Einseitige Defizit- und Verschuldungsabbau-Ausrichtung, die zu Sparzwang und 
Abbau des öffentlichen Sektors führt,

 –	 Ein hohes Maß an Übertragung heikler wirtschafts- und budgetpolitischer Ent-
scheidungen an demokratisch nicht legitimierte kleine elitäre Gruppen innerhalb 
der Bürokratie mit erheblichem Machtzuwachs der Finanzbürokratie in Kommis-
sion und Mitgliedstaaten, 

 –	 Schaffung und Verstärkung intransparenter Prozesse ohne Möglichkeit der demo-
kratischen Einflussnahme bzw. Kontrolle.

Diese Trends sind ein Musterbeispiel des von Stephen Gill (1998) geprägten Konzep-
tes des »new constitutionalism of disciplinary neo-liberalism«. Durch schwer abänder-
bare Regeln werden den MS einseitige wirtschaftspolitische Konzepte aufgezwungen, 
wirtschaftspolitische Handlungsspielräume radikal eingeschränkt und Abweichun-
gen unter beträchtliche Geldbußen gestellt (bis 0,5 % des BIP). Der Begriff disziplinär 
bezieht sich dabei nicht nur auf Disziplinierung zu neoliberalen Wirtschaftspolitiken 
und Disziplinierung der Eurozonenstaaten durch Strafen, sondern geht einher mit 
verstärkter Disziplinierung auf individueller Ebene, wo systemische Risken in Form 
von Arbeitslosigkeit und Armut überwälzt werden und gleichzeitig Betroffene durch 
verstärkte Kontrollen, Leistungskürzungen sowie Sanktionen bei Nichteinhaltung 
verschärfter Bedingungen bestraft werden. Bieling bezeichnet diese neuen Entwick-
lungen in der EU in Anlehnung an Gill als »europäischen Krisenkonstitutionalismus« 
(Bieling 2011 : 61).
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Geschlechterimplikationen der neuen EU Economic Governance

Die Analyse der wesentlichen Elemente der EU Economic Governance anhand der 
in Tabelle 1 präsentierten analytischen Dimensionen gibt einen Überblick über die 
verschiedenen Wirkungszusammenhänge, mittels derer die neuen EU Regeln und 
Mechanismen Rückwirkungen auf Geschlechterverhältnisse und (Un-)Gleichstel-
lung von Frauen und Männern haben. 

Gender Bias von wirtschaftspolitischen Governance Mechanismen
Die neuen EU Governance Mechanismen in Form von spezifischen Entscheidungs-
prozessen und Stärkung von einzelnen Institutionen, verbunden mit einer gewaltigen 
Machtverschiebung und Machtkonzentration in der Hand weniger AkteurInnen und 
Institutionen stellen den Kern der Veränderung und den Bruch – wiewohl graduell 
bereits über Jahre vorbereitet und eingeleitet – mit bisherigen Formen wirtschafts-
politischer Entscheidungsfindung dar. 

Weiters wird im neuen Regime die Auslieferung an das Urteil der »Finanzmärkte« 
verstärkt (Klatzer/Schlager 2011a), da die neuen Mechanismen einerseits Informati-
onen über wichtige wirtschaftspolitische Entwicklungen bündeln und die DG Ecfin 
in der EK – in Verbindung mit dem Ecofin –quasi die Hoheit über die Interpretation 
der Wirtschaftspolitiken der MS bekommt. Vor dem Hintergrund der starken neo-
liberalen Schlagseite innerhalb der DG Ecfin werden Abweichungen vom neolibe-
ralen Kanon voraussichtlich als »schlechte« Makropolitik bewertet. Verbunden mit 
den unzureichenden Maßnahmen zur Regulierung der Finanzmärkte und fehlenden 
Eindämmung der Macht der Märkte über die Zinsbildung für Staatsanleihen, wird 
das neue Regime die Vormacht der Finanzmärkte über budget- und wirtschaftspo-
litische Entscheidungen – speziell durch Downgrading und spekulative Attacken – 
weiter stärken. 

Aus einer feministischen Perspektive stellt sich die Frage nach dem geschlech-
terpolitischen Gehalt dieses neuen Regimes. Während bereits in der Vergangenheit 
Machtverschiebungen zugunsten der Finanzministerien zu beobachten waren (vgl. 
Sen 1999, 2002), zeigt sich nunmehr ein sehr entscheidender Schnitt, der Finanzmi-
nisterien und die DG Ecfin in der EK mit großem Machtzugewinn in budget- und 
wirtschaftspolitischen Entscheidungen ausstattet. Diese Verschiebung ist in sich eine 
geschlechterpolitische, da diese finanzpolitischen Institutionen nicht nur zu einem 
viel höheren Ausmaß von Männern dominiert sind als viele andere Teile der Büro-
kratie, sondern auch nach wie vor von sehr maskulinen Normen und Traditionen 
geprägt sind (vgl. Schuberth 2006, Sauer 2010). Insbesondere nationale Parlamente 
verlieren durch diese Verschiebungen hin zu regelgebundenen, bürokratiegeleiteten 
Verfahren an Einfluss, was wesentliche Auswirkungen auf die Repräsentation und 
den Einfluss von Frauen auf relevante Entscheidungsprozesse hat. Mühsam erkämpf-
te Terraingewinne von Frauen in demokratischen Institutionen werden somit durch 
die Machtverschiebungen bezüglich substantieller Mitbestimmung innerhalb der 
MS und hin zur supranationalen Ebene zu einem großen Teil zunichte gemacht.

Während der Anteil von Frauen und ihr Einfluss in traditionellen demokratischen 
Institutionen über die letzten Jahrzehnte langsam zugenommen hat, hat sich die 
effektive Entscheidungsmacht auf ausgewählte EU Institutionen und andere inter-
nationale Institutionen, wie den Internationalen Währungsfonds, multinationale 
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Unternehmen sowie Finanzinstitutionen und -märkte verschoben. Diese stellen Ter-
rains von Maskulinität und männlich dominierter Macht dar, die zunehmend Macht 
über politische Entscheidungsprozesse gewinnen (vlg. auch Colin Crouch’s These zur 
Machtverschiebung in der Postdemokratie). 

Die Machtverschiebung gilt für die allgemeinen wirtschafts- und budgetpoliti-
schen Prozesse in allen MS, für die Eurozone durch Sanktionsmöglichkeiten noch 
verschärft, wird aber im Fall von EU-Staaten mit Finanzierungsbedarf durch die 
wirtschaftspolitischen Diktate der Troika – EK, IWF und EZB – auf die Spitze getrie-
ben. Mit dem ESM wird diese Entdemokratisierung und gleichzeitige Maskulinisie-
rung in völkerrechtliche Vertragsform gegossen.

Interessant ist weiters, dass die ebenfalls sehr männlich dominierte EZB sehr 
wohl in die neuen Regeln eingebunden ist, das EP, das ein breiteres Spektrum re-
präsentiert und zumindest zu einem kleinen Teil geschlechterpolitische Prioritäten 
setzt, aber abgesehen von einem sehr begrenzten Informationsaustausch nicht am 
Entscheidungsprozess beteiligt ist. 

Gender Bias wirtschaftspolitischer Ziele und Regeln
Wesentlicher Bestandteil der EU Economic Governance ist die Schaffung von Regeln 
für wesentliche budget- und wirtschaftspolitische Entscheidungen, die die Entschei-
dungsspielräume der Politik entscheidend einschränken. Dies ergänzt die bereits 
mit der Schaffung der EZB vorgenommene einseitige Bindung der Geldpolitik an 
monetäre Stabilitätsziele (Primat der Geldwertstabilität) (vlg. auch Bakker et al. 2011 : 
2, Young/Schuberth 2010). Wie bereits in anderen Kontexten herausgearbeitet, ha-
ben diese neoliberal inspirierten restriktiven fiskal- und wirtschaftspolitischen Re-
geln eine Reihe von impliziten Gender Biases : Die explizite Ausrichtung am Ziel 
der Geldwertstabilität (Deflationsbias), die implizite Ausrichtung am Männlichen-
Ernährer-Modell (Patriarchatsbias) sowie die Annahme einer grundsätzlichen Über-
legenheit von marktbasierten Lösungen (Bias der Vermarktlichung) (vlg. Elson/Ca-
gatay 2000) konstruieren gesellschaftliche Schieflagen, die zur Zurückdrängung von 
wohlfahrtsstaatlichen Leistungen und Lohndruck/Prekarisierung am Arbeitsmarkt 
führen, von denen Frauen vielfach stärker betroffen sind (Klatzer/Schlager 2011b). 

Im Zuge der Finanzkrise wurden die Effekte der zunehmenden Risikoindividu-
alisierung sowie des Kreditbias auf Grund der verschiedenen Vermögensverhält-
nissen und der ungleichen Behandlung von verschuldeten Frauen durch Finanzin-
stitutionen (Banken) als zusätzliche geschlechterpolitische Schieflagen zunehmend 
sichtbarer. Frauen traten vornehmlich als (schlechte) Schuldnerinnen und nicht als 
Vermögende am Finanzsektor auf und hatten damit stark unter den Verwerfungen 
am Finanzmarktsektor zu leiden, wogegen die Profite der Boomjahre ihnen verwehrt 
blieben. Als Beispiel kann die geförderte Kreditvergabe an Niedrigverdienerinnen 
genannt werden, die zunehmend als Ersatz für sozialpolitische Leistungen fungierte. 
Frauen zahlten höhere Zinsen, verloren aber auf Grund ihrer schlechten Bonität als 
eine der ersten ihre Wohnungen/Häuser und haben kaum Möglichkeiten/Unterstüt-
zung, aus der Schuldenfalle herauszukommen. Sie können nicht aktiv an Maßnah-
men/Regulierungen mitwirken, für sie gibt es keine »Rettungspakete« (vgl. Bakker 
et al. 2011 : 3 ; Schuberth/Young 2011 : 145). 

Zusätzlich weist die Makropolitik einen geschlechterpolitischen Bias hinsichtlich 
wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Stabilisierungsfunktion auf. Makroökonomi-
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sche Politiken und Regeln basieren auf bestimmten Annahmen über Geschlechter-
verhältnisse und Geschlechterrollen (»inscriptions of gender order in policy rules«, 
vgl. Elson/Warnecke 2011). Es wird implizit angenommen, dass Auswirkungen auf 
gesellschaftliche Nachhaltigkeit und Stabilität ignoriert werden können und dass die 
jeweilige Governance ohne »störende«, disruptive Proteste von der Bevölkerung ak-
zeptiert wird (vgl. Elson/Warnecke 2011 : 125). Basierend auf den vorherrschenden 
Geschlechterverhältnissen wird davon ausgegangen, dass die gesellschaftliche Re-
produktion unabhängig von den jeweiligen makroökonomischen Regeln weiterhin 
funktioniert und insbesondere Frauen den Ausfall öffentlicher gesellschaftlicher und 
reproduktiver Dienstleistungen kompensieren (Bias der Auslagerung von Stabilisie-
rungsfunktionen). 

Das Europäische Governance Regime geht beispielsweise davon aus, dass die Aus-
wirkungen der Austeritätspolitik auf gesellschaftlichen Zusammenhalt und Stabilität 
ignoriert werden können. Weiters liegt den Regeln die Annahme zugrunde, dass die 
Bevölkerung, und insbesondere Frauen, die Kosten der Anpassung tragen und die 
negativen Auswirkungen auf Menschen und den sozialen Zusammenhalt selbstver-
ständlich abfedern. Gesellschaftliche Proteste in vielen europäischen Ländern zeigen, 
wie wenig dies haltbar ist. 

Mit der EU Economic Governance werden diese geschlechterpolitischen Schiefla-
gen (Biases) in Europa weiter konstitutionalisiert. Denn die Regeln der EU Economic 
Governance mit Fokus auf Defizitreduktion und Reduktion öffentlicher Ausgaben, 
Stabilitätsorientierung der Geldpolitik sowie Fokus auf Wettbewerbsfähigkeit und 
Liberalisierung/Flexibilisierung der Märkte (insbesondere der Arbeitsmärkte) sowie 
mangelhafter Regulierung der Finanzmärkte verstärken die Wirkung der identifi-
zierten Gender Biases entscheidend. 

Frauendiskriminerung und Geschlechterungleichgewichte sind in der Debatte 
um makroökonomische Ungleichgewichte hingegen in Europa inexistent. Und das, 
obwohl Gleichstellungsdefizite zu wachsenden Ungleichgewichten beitragen (sie-
he z. B. Berik et al. 2009). Obwohl die EK beispielsweise für die Einbeziehung von 
Frauen in den Arbeitsmarkt plädiert – »getting more women on to the labour mar-
ket helps counterbalance the effects of a shrinking working-age population, thereby 
reducing the strain on public finances and social protection systems, widening the 
human capital base and raising competitiveness« (EK 2010, 4) – wird das nicht aus 
der Gleichstellungs-, sondern nur aus der Wettbewerbsfähigkeitsperspektive gese-
hen. Dies führt jedoch nicht zwangsläufig zu einem steigenden Arbeitsvolumen von 
Frauen. Erhöhte Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen geht einher mit steigender 
Prekarität, niedrigen Einkommen und unsicheren Arbeitsplätzen, sodass sich die 
Einkommensunterschiede zwischen Männern und Frauen kaum verändert haben. 

Im Verfahren der übermäßigen makroökonomischen Ungleichgewichte werden 
Einkommensungleichgewichte, das zunehmende Auseinanderklaffen von Gewin-
nen und Löhnen sowie von Vermögen ignoriert – Ungleichgewichte, die starke ge-
schlechterpolitische Dimensionen und Implikationen haben (vgl. Harcourt/Woest-
man 2010, Schlager 2010). 

Geschlechterimplikationen der Veränderung von Staatlichkeit
Die regelgebundene Sparpolitik führt zu großen Einschnitten bei den staatlichen 
Ausgaben, was nicht nur zu Kürzungen von öffentlichen Dienstleistungen und Abbau 
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der öffentlichen Beschäftigung führt, sondern auch zu einem verstärkten Wandel des 
öffentlichen Sektors und Staates insgesamt. Das wird insbesondere an einer Reduk-
tion des Sektors insgesamt, Auslagerungen öffentlicher Tätigkeiten und Privatisie-
rungen aber auch an einem marktförmigen Umbau der öffentlichen Leistungen (vgl. 
z. B. Universitäten) deutlich.

Bereits anhand der Erfahrungen aus bisherigen Sparpaketen wurde deutlich, dass 
eine Reduktion der öffentlichen Beschäftigung besonders große Auswirkungen auf 
Frauen hat. Trotz nach wie vor bestehender Benachteiligungen bietet der öffentliche 
Sektor im Hinblick auf den Gender Pay Gap und Arbeitsbedingungen gerade für 
Frauen im Vergleich zur Privatwirtschaft bessere Arbeits- und Einkommensbedin-
gungen. 

Die Kürzung öffentlicher Leistungen zur Bereitstellung von Versorgungsleistun-
gen ist zwar im Rahmen der neuen Regeln nicht zwingend erforderlich, allerdings 
zeigt sich in Zeiten des Sparzwangs zumeist eine Reduktion von Ausgaben in diesen 
Bereichen. Im Rahmen des Euro Plus Paktes und des Diskurses um »Nachhaltigkeit 
der öffentlichen Finanzen« wird explizit die Reform der Gesundheits-, Sozial- und 
Pensionsleistungen angestrebt, was de facto Leistungskürzungen bedeutet. Hier 
kommt es zu einer Verlagerung der Kosten in den privaten Bereich, wo vielfach 
Frauen die öffentlichen Leistungsreduktionen mit ihrer unbezahlten Arbeit kom-
pensieren. In Haushalten, die es sich leisten können, verschiebt sich die Last oft auch 
auf – u. U. illegale – Migrantinnen, die oft schlechten Arbeitsbedingungen und Ab-
hängigkeitsverhältnissen ausgesetzt sind (Benería 2007).

Generell ist der Wandel der Rolle des Staates von einem wohlfahrtsstaatlich ge-
prägten Ansatz hin zu einem Hüter der Wettbewerbsfähigkeit mit großen geschlech-
terpolitischen Schieflagen verbunden. Es findet damit eine Re-Maskulinisierung ge-
sellschaftlicher Verhältnisse statt (vgl. z. B. Gubitzer 2007, Kreisky 2001, Sauer 2010).

Auswirkungen auf Lebensbedingungen von Frauen und Männern 
Die Auswirkungen von fiskalischer Sparpolitik und eines Rückbaus öffentlicher Leis-
tungen auf Frauen können aus den Erfahrungen der Strukturanpassungsprogramme 
in Ländern des Südens und der Asienkrise 1997/98 sehr gut nachverfolgt werden 
und werden seitdem zunehmend thematisiert. Laut Diane Elson hat im Zuge der 
Asienkrise, in der in Folge der großen staatlichen Bankenrettungspakete ebenfalls 
eine fiskalische Konsolidierung vorgenommen wurde, ein »downloading of risks to 
the kitchen« stattgefunden (Elson 2002), was sich in einem massiven Anstieg der un-
bezahlten Arbeit von Frauen bemerkbar machte. Dies ist zum einen darauf zurück-
zuführen, dass Frauen Einkommensrückgänge durch die Bereitstellung unbezahlter 
Arbeit zu kompensieren versuchten. Zahlreiche Leistungen wurden wieder selbst 
erledigt und nicht zugekauft. Zum anderen führten Sparmaßnahmen in öffentlichen 
Bereichen wie Gesundheit und Bildung dazu, dass Frauen einerseits Beschäftigung 
verloren und andererseits fehlende Leistungen ebenfalls durch unbezahlte Arbeit 
kompensieren mussten. Frauen wurden durch die Krise und die Sparpakete mehr-
fach getroffen und trugen zu einem höheren Anteil die Kosten der Krise (ebd.).

Diese Erfahrungen wiederholen sich in der aktuellen Krise in vielen europäi-
schen Ländern : Die Analyse der britischen Women‘s Budget Group für die Sparplä-
ne im Jahr 2011 und Folgejahre (WBG 2011) zeigt folgendes : Bis 2014/15 wird ein 
durchschnittlicher Haushalt öffentliche Leistungen verloren haben, die 6,8 % seines 
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Einkommens ausmachen. Weibliche Pensionistinnen werden jedoch Einbußen zu 
verzeichnen haben, die 11,7 % ihres Einkommens ausmachen, Alleinerzieherinnen 
sogar 18,5 %. Frauen »zahlen« in Großbritannien 72 % der Änderungen im Steu-
erwesen und Ausgabenkürzungen, die 2010 eingeführt wurden und auch in den 
nächsten Jahren nicht geändert werden sollen (WBG 2011). Dazu zählen u. a. die Er-
höhung des Pensionsalters für Frauen auf 66, Erhöhung der Umsatzsteuer von 17,5 % 
auf 20 %, Jobverluste im Öffentlichen Dienst, Einschränkung der Mittel an 95 % der 
frauenspezifische Einrichtungen und Organisationen, wovon 25 % nach eigenen An-
gaben schließen müssen und die Abschaffung der Women’s National Commission, 
die als halbstaatliche Organisation die Fraueninteressen gegenüber der Regierung 
vertrat (WRC 2011).

Auch in Irland mussten frauenspezifische Einrichtungen auf Grund von Budget-
kürzungen in Höhe von 15 % – 30 % bereits schließen. Alleinlebende, alleinerziehen-
de und ältere Frauen werden auch hier als besonders betroffen von der Wirtschafts-
krise und der Budgetkürzungen identifiziert. Es wird ein überproportionaler Ein-
kommensrückgang prognostiziert, mit starken Kürzungen von wohlfahrtstaatlichen 
Leistungen (NWCI 2011). 

Auch wenn es für viele Staaten keine genderspezifischen Auswertungen gibt, äh-
neln sich die getroffenen Konsolidierungsmaßnahmen, wie ein OECD- Überblick 
(OECD 2011 : 45 ff) zeigt. Die höchsten Ausgabenkürzungen betreffen den Bereich 
der Sozialausgaben (soziale Transfers, Gesundheits- und Pensionsleistungen), ein-
nahmenseitig liegt der Schwerpunkt bei der Erhöhung von Verbrauchssteuern. Im 
Finanzmarktsektor erhöhten nur wenige Staaten die Einnahmen, als besonders 
»tough« gilt, wenn der Staat im Personalbereich spart.4 

Da Frauen im EU-Schnitt niedrigeren Einkommen, einer höheren Armutsgefähr-
dung und mittlerweile auch (wieder) einer höheren Arbeitslosigkeit unterliegen (Eu-
rostat 2012 a, b, c), ist damit ebenfalls von einer erhöhten Betroffenheit auszugehen. 
Frauen sind stärker von den Zweitrundeneffekten von Krisen betroffen. Sparpakete 
werden in Zeiten angespannter wirtschaftlicher und sozialer Situationen geschnürt – 
begleitet von niedrigem Wachstum, hoher Arbeitslosigkeit und zunehmenden Un-
mut in der Bevölkerung – und deswegen wird versucht, die Anpassungslasten jenen 
aufzubürden, die den geringsten Widerstand leisten bzw. am wenigsten mit den po-
litischen Eliten vernetzt sind. Dabei wird zudem versucht, Kosten zu externalisieren, 
indem sie in den Bereich unbezahlte Arbeit verschoben werden. 

Resümee

Der Neoliberalismus ist ein enormes Projekt der Maskulinisierung von Gesellschaft, 
Politik und Staat (Kreisky 2001, Sauer 2010 : 44). Neoliberale Politik ist mit politi-
schen Rückschritten in Sachen Gleichstellung eng verknüpft. Frauen haben nicht nur 
den größeren Anteil der Kosten und Risiken der neoliberalen Politiken zu tragen, 
vielmehr noch werden verstärkte Ungleichgewichte ignoriert. Gemäß dem Befund 
von Eva Kreisky »neoliberale Globalisierung … ist Geschlechterpolitik schlechthin« 
(Kreisky 2001 : 87) kommt es zwar zum Verblassen tradierter patriarchaler Muster, 
aber gleichzeitig findet eine Re-Maskulinisierung gesellschaftlicher Verhältnisse statt. 
Laut Kreisky ist das »Ziel maskuliner Ideologie die Genesung vor-moderner Männ-
lichkeitsmuster«. Frauen- und gleichstellungspolitische Anliegen werden allerdings 
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»nicht offen gewalttätig« sondern ideologisch verdeckt blockiert (Kreisky 2001 : 88 f). 
Brodie/Bakker (2008) argumentieren : »neoliberal rationality of the social has con-
tributed to the erosion of women as the subject of public policy«. 

Die konstitutionalisierte Regelbindung der neoliberalen Wirtschaftspolitik in der 
EU, die stille neoliberale Revolution des »europäischen Krisenkonstitutionalismus«, 
stellt demnach auch eine Konstitutionalisierung der geschlechterpolitischen Blind-
heit und geschlechterpolitischer Bias/Schieflagen europäischer Wirtschaftspolitik 
mit verstärkter Kosten- und Risikoabwälzung auf Frauen dar. Die europäische Eco-
nomic Governance ist Geschlechterpolitik mit verdeckten Karten.

Die Krise wird zur Festigung patriarchaler Hegemonie und hegemonialer Männ-
lichkeit genutzt. Es findet ein Umbau von Staat und Politik unter maskulinistischen 
Vorzeichen statt. Die Krisenverursacher treten als Krisenlöser auf, und können sich 
damit an der Macht halten (Sauer 2010 : 43 f). 

Durch die neuen Steuerungsmechanismen verlieren Frauen entscheidend an 
mühsam erkämpftem Terrain der Beteiligung an Entscheidungsprozessen. Frauen 
sind in traditionellen repräsentativen Institutionen bereits unterrepräsentiert, in den 
neuen EU Governance Mechanismen gehen bereits erkämpfte Mitgestaltungsräume 
wieder verloren, da Macht und Einfluss sich auf neue Institutionen verschieben, die 
sehr stark männlich dominiert und maskulin konnotiert sind. 

Mit der neuen EU Governance werden maskuline Steuerungsmechanismen einge-
führt bzw. verstärkt und die wirtschaftspolitischen Rezepte beruhen stillschweigend 
auf feminisierter Kosten- und Risikoabwälzung. Die EU schafft mit der neuen Econo-
mic Governance also nicht nur enorme wirtschafts-, sozial- und demokratiepoliti-
sche Probleme, sondern auch geschlechterpolitische Probleme und konstitutionali-
siert hegemoniale männliche Strukturen. 
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Anmerkungen

1	 Die Autorinnen danken Cornelia Staritz und Beat Weber für wertvolle Anregungen.
2	 Zwei am 23. 11. 2011 von der EK vorgelegte Verordnungsentwürfe (»Twinpack«) sollen den 

Prozess der wirtschafts- und haushaltspolitischen Überwachung noch weiter verschärfen.
3	 Die Verhandlungen wurden Ende Jänner 2012 abgeschlossen und der Vertrag soll Mitte 

2012 in Kraft treten.
4	 Für eine detaillierte Analyse von Sparpaketen siehe Feigl in diesem Heft.
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